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Siemens Aktiengesellschaft 
Berlin und München

Einberufung der ordentlichen Hauptversammlung 2014

	� Berlin und München,  
im Dezember 2013

Sehr geehrte Damen und Herren Aktionäre, 
wir laden Sie ein zur

ordentlichen Hauptversammlung  
der Siemens Aktiengesellschaft

am Dienstag, 28. Januar 2014, 10.00 Uhr, 
in der Olympiahalle im Olympiapark, Coubertinplatz,  
80809 München.
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Tagesordnung

1.	� Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten 
Konzernabschlusses sowie des zusammengefassten Lageberichts für 
die Siemens Aktiengesellschaft und den Konzern einschließlich des 
erläuternden Berichts zu den Angaben nach § 289 Abs. 4 und 5, § 315 
Abs. 4 des Handelsgesetzbuchs zum 30. September 2013 sowie des 
Berichts des Aufsichtsrats, des Corporate-Governance-, Vergütungs- 
und Compliance-Berichts zum Geschäftsjahr 2012 / 2013

	 Die genannten Unterlagen sind über unsere Internetseite unter   WWW.

SIEMENS.COM/HAUPTVERSAMMLUNG zugänglich. Sie werden den Aktionären 
auf Anfrage auch zugesandt. Ferner werden die Unterlagen in der Haupt-
versammlung zugänglich sein und näher erläutert werden. Entsprechend 
den gesetzlichen Bestimmungen ist zu Tagesordnungspunkt 1 keine 
Beschlussfassung vorgesehen, da der Aufsichtsrat den Jahres- und den 
Konzernabschluss bereits gebilligt hat. 

2.	� Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns der 
Siemens Aktiengesellschaft zur Ausschüttung einer Dividende

	 Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Bilanzgewinn der Siemens 
Aktiengesellschaft aus dem abgelaufenen Geschäftsjahr 2012 / 2013 in 
Höhe von 2.643.000.000,00 € wie folgt zu verwenden: 

	

  

Ausschüttung einer Dividende von 3,00 € je 
für das abgelaufene Geschäftsjahr 2012 / 2013 
dividendenberechtigte Stückaktie: 2.533.038.240,00 €

Gewinnvortrag: 109.961.760,00 € 

	 Der Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt die 36.653.920 zum 
Zeitpunkt des Vorschlags unmittelbar oder mittelbar von der Gesellschaft 
gehaltenen eigenen Aktien, die gemäß § 71b Aktiengesetz nicht dividen-
denberechtigt sind. Sollte sich die Zahl der für das abgelaufene Geschäfts-
jahr 2012 / 2013 dividendenberechtigten Stückaktien bis zur Hauptver-
sammlung verändern, wird in der Hauptversammlung ein entsprechend 
angepasster Beschlussvorschlag zur Abstimmung gestellt, der unverän-
dert eine Dividende von 3,00 € je dividendenberechtigte Stückaktie sowie 
einen entsprechend angepassten Gewinnvortrag vorsieht. 

3.	� Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands
	 Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, die Mitglieder des Vorstands im 

Geschäftsjahr 2012 / 2013 für diesen Zeitraum zu entlasten.

4.	� Beschlussfassung über die Entlastung  
der Mitglieder des Aufsichtsrats

	 Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, die Mitglieder des Aufsichtsrats im 
Geschäftsjahr 2012 / 2013 für diesen Zeitraum zu entlasten.

5.	� Beschlussfassung über die Billigung des Systems zur Vergütung der 
Vorstandsmitglieder

	 Die Hauptversammlung am 25. Januar 2011 hat das seit dem 1. Oktober 2010 
geltende System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder gebilligt, das Grund-
lage für die Festsetzung der Vorstandsvergütung für das Geschäftsjahr 
2012 / 2013 war. Nachdem der Aufsichtsrat mit Wirkung ab dem 1. Oktober 
2013 Änderungen am Vergütungssystem für den Vorstand beschlossen hat, 
soll die Hauptversammlung auch über dessen Billigung beschließen. 

	 Im Vergütungsbericht wird neben der Vergütung der Vorstandsmitglieder 
für das Geschäftsjahr 2012 / 2013 auch das Vergütungssystem einschließlich 
der beschlossenen Änderungen beschrieben. Dieses seit dem 1. Oktober 
2013 geltende System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder ist Gegen-
stand der Beschlussfassung. Der Vergütungsbericht ist Bestandteil der 
Unterlagen, die über unsere Internetseite unter    WWW.SIEMENS.COM/

HAUPT VERSAMMLUNG zugänglich sind und den Aktionären auf Anfrage 
auch zugesandt werden, siehe Tagesordnungspunkt 1. Ferner wird der 
Vergütungsbericht als Bestandteil dieser Unterlagen in der Hauptver-
sammlung zugänglich sein und näher erläutert werden.

	 Der Aufsichtsrat – gestützt auf die Empfehlung des Vergütungsausschusses – 
und der Vorstand schlagen vor, das seit dem 1. Oktober 2013 geltende System 
zur Vergütung der Vorstandsmitglieder zu billigen.

6.	� Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers  
und Konzernabschlussprüfers sowie des Prüfers  
für die prüferische Durchsicht des Zwischenberichts

	 Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsaus-
schusses – vor, die Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Stuttgart, 

a)	 zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für 
das Geschäftsjahr 2013 / 2014 

	 und

b)	 zum Prüfer für die prüferische Durchsicht des Abschlusses und 
des Zwischenlageberichts (§§ 37w, 37y Wertpapierhandelsgesetz) 
für das erste Halbjahr des Geschäftsjahrs 2013 / 2014 

zu bestellen.

7.	 Beschlussfassung über eine Nachwahl zum Aufsichtsrat
	 Durch Beschluss des Amtsgerichts Berlin-Charlottenburg vom 10. Oktober 

2013 ist Herr Jim Hagemann Snabe als Nachfolger für den mit Wirkung 
zum Ablauf des 30. September 2013 aus dem Aufsichtsrat ausgeschiede-
nen Herrn Dr. Josef Ackermann zum Aufsichtsratsmitglied der Aktionäre 
bestellt worden. Antragsgemäß wurde die Bestellung befristet bis zum 
Ende der ab dem Erlass des Beschlusses unmittelbar folgenden ordentli-
chen Hauptversammlung der Siemens Aktiengesellschaft. Da die Amtszeit 
des gerichtlich bestellten Herrn Jim Hagemann Snabe somit mit Beendi-
gung der Hauptversammlung am 28. Januar 2014 endet, ist von der Haupt-
versammlung ein Aufsichtsratsmitglied der Aktionäre zu wählen. 

	 Der Aufsichtsrat setzt sich nach den §§ 96 Abs. 1 und 101 Abs. 1 des Aktien-
gesetzes und nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Gesetzes über die Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer aus je zehn Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre 
und der Arbeitnehmer zusammen. Bei der Wahl der Aktionärsvertreter ist 
die Hauptversammlung an Wahlvorschläge nicht gebunden. Der nachfol-
gende Wahlvorschlag stützt sich auf die Empfehlung des Nominierungs-
ausschusses des Aufsichtsrats und berücksichtigt die vom Aufsichtsrat am 
18. September 2013 für seine Zusammensetzung beschlossenen Ziele.

Der Aufsichtsrat schlägt vor, Herrn

	 Jim Hagemann Snabe, Kopenhagen, Dänemark,  
Vorstandssprecher der SAP AG und Geschäftsführer der Snabe ApS,

	 mit Wirkung ab Beendigung der Hauptversammlung zum Aufsichtsratsmit-
glied der Aktionäre zu wählen. Die Bestellung erfolgt gemäß § 11 Abs. 2 Satz 
3 der Satzung der Siemens Aktiengesellschaft für den Rest der Amtszeit des 
zum Ablauf des 30. September 2013 aus dem Aufsichtsrat ausgeschiedenen 
Herrn Dr. Josef Ackermann, das heißt für eine Amtszeit bis zur Beendigung 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das dritte Geschäfts-
jahr nach dem Beginn der Amtszeit von Herrn Snabe beschließt. Das 
Geschäftsjahr, in dem dessen Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. 

8.	� Beschlussfassung über die Schaffung eines Genehmigten Kapitals 
2014 gegen Bar- und / oder Sacheinlagen mit der Möglichkeit zum Aus-
schluss des Bezugsrechts und entsprechende Satzungsänderungen

	 Das von der Hauptversammlung am 27. Januar 2009 unter Tagesordnungs-
punkt 9 beschlossene, in § 4 Abs. 7 der Satzung geregelte Genehmigte 
Kapital 2009 läuft am 26. Januar 2014 aus. Daher soll die in § 4 Abs. 7 der 
Satzung bisher enthaltene Regelung zum Genehmigten Kapital 2009 
gestrichen und ein neues Genehmigtes Kapital 2014 gegen Bar- und / oder 
Sacheinlagen mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss geschaffen 
werden. 

	 Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a)	 Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 
27. Januar 2019 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu nominal 
528.600.000 € durch Ausgabe von bis zu 176.200.000 auf Namen 
lautenden Stückaktien gegen Bar- und / oder Sacheinlagen zu erhö-
hen. Die Ermächtigung kann auch in Teilbeträgen ausgenutzt werden. 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den 
weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktien
ausgabe festzulegen. 

	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen, 
insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder 
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zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unterneh-
mensteilen, Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder 
Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich 
Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften. 

	 Bei Barkapitalerhöhungen sind die neuen Aktien grundsätzlich den Akti-
onären zum Bezug anzubieten; sie können auch von Kreditinstituten 
oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 Aktiengesetz mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre bei Barkapitalerhöhungen 
auszuschließen,

	 > � soweit dies für Spitzenbeträge erforderlich ist, die sich aufgrund 
des Bezugsverhältnisses ergeben, 

	 > � um den Inhabern beziehungsweise Gläubigern von Wandlungs- / 
Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft beziehungsweise entspre-
chender Wandlungs- / Optionspflichten zum Ausgleich von Verwäs-
serungen Bezugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie sie ihnen 
nach Ausübung dieser Rechte beziehungsweise Erfüllung dieser 
Pflichten zustünden,

	 > � wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der 
bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich 
unterschreitet. Der rechnerisch auf die gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 
Aktiengesetz gegen Bareinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegebenen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital darf ins-
gesamt 10 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
dieser Ermächtigung oder  – falls dieser Wert geringer ist  – zum 
Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung nicht überschreiten. 
Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung 
in direkter oder entsprechender Anwendung dieser Vorschrift aus-
gegeben oder veräußert werden, sowie auch Aktien, die aufgrund 
einer während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
begebenen Wandel- beziehungsweise Optionsschuldverschreibung 
auszugeben oder zu gewähren sind.

	 Auf die Summe der nach dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre gegen Bar- und Sacheinlagen ausgegebe-
nen Aktien darf rechnerisch ein Anteil am Grundkapital von insge-
samt nicht mehr als 20 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens dieser Ermächtigung entfallen. Auf diese Grenze sind 
neue Aktien anzurechnen, die von der Gesellschaft während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung gegen Bareinlagen unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre aus dem Genehmigten Kapital 2011 ausge-
geben werden. Ebenfalls anzurechnen sind neue Aktien, die aufgrund 
einer während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts begebenen Wandel- beziehungsweise Optionsschuld-
verschreibung auszugeben sind.

b)	 Das in § 4 Abs. 7 der Satzung bisher geregelte Genehmigte Kapital 2009 
wird gestrichen und § 4 Abs. 7 der Satzung wie folgt neu gefasst:

» 7.	Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis zum 27. Januar 
2019 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu nominal 
528.600.000 € durch Ausgabe von bis zu 176.200.000 auf Namen 
lautenden Stückaktien gegen Bar- und / oder Sacheinlagen zu 
erhöhen. Die Ermächtigung kann auch in Teilbeträgen ausgenutzt 
werden. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingun-
gen der Aktienausgabe festzulegen (Genehmigtes Kapital 2014). 

	 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen aus-
zuschließen, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusam-
menschlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unter-
nehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder 
sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den 
Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen 
gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften.

	 Bei Barkapitalerhöhungen sind die neuen Aktien grundsätzlich 
den Aktionären zum Bezug anzubieten; sie können auch von 
Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 
Satz  1 Aktiengesetz mit der Verpflichtung übernommen werden, 
sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre bei Barkapitalerhöhungen auszuschließen,

	 > � soweit dies für Spitzenbeträge erforderlich ist, die sich aufgrund 
des Bezugsverhältnisses ergeben, 

	 > � um den Inhabern beziehungsweise Gläubigern von Wandlungs- / 
Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft beziehungsweise 
entsprechender Wandlungs- / Optionspflichten zum Ausgleich 
von Verwässerungen Bezugsrechte in dem Umfang zu gewähren, 
wie sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte beziehungsweise 
Erfüllung dieser Pflichten zustünden,

	 > � wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der 
bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesent-
lich unterschreitet. Der rechnerisch auf die gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 Aktiengesetz gegen Bareinlagen unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegebenen Aktien entfallende Anteil am 
Grundkapital darf insgesamt 10 % des Grundkapitals zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder  – falls 
dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser 
Ermächtigung nicht überschreiten. Auf diese Begrenzung sind 
Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung in direkter oder ent-
sprechender Anwendung dieser Vorschrift ausgegeben oder 
veräußert werden, sowie auch Aktien, die aufgrund einer wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
begebenen Wandel- beziehungsweise Optionsschuldverschrei-
bung auszugeben oder zu gewähren sind.

	 Auf die Summe der nach dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre gegen Bar- und Sacheinlagen ausgege-
benen Aktien darf rechnerisch ein Anteil am Grundkapital von ins-
gesamt nicht mehr als 20 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung entfallen. Auf diese Grenze 
sind neue Aktien anzurechnen, die von der Gesellschaft während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung gegen Bareinlagen unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre aus dem Genehmigten 
Kapital 2011 ausgegeben werden. Ebenfalls anzurechnen sind neue 
Aktien, die aufgrund einer während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung unter Ausschluss des Bezugsrechts begebenen Wandel- 
beziehungsweise Optionsschuldverschreibung auszugeben sind.«

c)	 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 4 der Satzung sowohl entsprechend 
der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2014 als auch 
nach Ablauf der Ermächtigungsfrist zu ändern. 

9.	� Beschlussfassung über die Aufhebung der Ermächtigung zur Ausgabe 
von Wandel- / Optionsschuldverschreibungen vom 25. Januar 2011 und 
des Bedingten Kapitals 2011 sowie über die Schaffung einer neuen 
Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandel- / Optionsschuldver-
schreibungen, zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie über die Schaf-
fung eines Bedingten Kapitals 2014 und entsprechende Satzungsände-
rungen

	 Die Gesellschaft hat im Februar 2012 von der von der Hauptversammlung 
am 26. Januar 2010 unter Tagesordnungspunkt 10 beschlossenen Ermäch-
tigung Gebrauch gemacht, zwei Optionsanleihen unter vereinfachtem 
Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
ausgegeben und damit den gesetzten Rahmen von 10 % des Grundkapitals 
teilweise ausgeschöpft. Der Vorstand soll daher erneut zur Ausgabe von 
Wandel- / Optionsschuldverschreibungen, und zwar nunmehr mit erweiter-
ten Nutzungsmöglichkeiten, insbesondere auch gegen Sacheinlagen oder 
-leistungen, ermächtigt und ein entsprechendes Bedingtes Kapital 2014 
beschlossen werden. Die von der Hauptversammlung am 25. Januar 2011 
unter Tagesordnungspunkt 13 beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe 
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von Wandel- / Optionsschuldverschreibungen, von der bislang kein Gebrauch 
gemacht wurde, und das entsprechende, in § 4 Abs. 10 der Satzung geregelte 
Bedingte Kapital 2011 sollen aufgehoben werden, um die vorgenannten 
Möglichkeiten zu eröffnen und die Laufzeit der Ermächtigung zu verlängern.

	 Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a)	 Die von der Hauptversammlung am 25. Januar 2011 unter Tagesord-
nungspunkt 13 beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- / 
Optionsschuldverschreibungen wird aufgehoben.

b)	 Das von der Hauptversammlung am 25. Januar 2011 unter Tagesord-
nungspunkt 13 beschlossene, in § 4 Abs. 10 der Satzung geregelte 
Bedingte Kapital 2011 in Höhe von 270.000.000 € wird aufgehoben. 

c)	 Der Vorstand wird ermächtigt, auf den Inhaber oder auf den Namen 
lautende Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 
15.000.000.000 € mit Wandlungsrecht oder mit in auf den Inhaber 
oder auf den Namen lautenden Optionsscheinen verbrieften Options-
rechten oder eine Kombination dieser Instrumente auf insgesamt bis zu 
80.000.000 auf den Namen lautende Stückaktien der Siemens Aktien-
gesellschaft (»Siemens-Aktien«) mit einem anteiligen Betrag am 
Grundkapital von insgesamt bis zu 240.000.000 € (»Schuldverschrei-
bungen«) zu begeben. Die jeweiligen Schuldverschreibungs- bezie-
hungsweise Optionsbedingungen können eine Bedienung aus einem 
bedingten Kapital, insbesondere dem neuen, in Zusammenhang mit 
dieser Ermächtigung zu schaffenden Bedingten Kapital 2014, vorsehen, 
aber auch ausschließlich oder nach Wahl der Gesellschaft alternativ 
eine Bedienung mit Siemens-Aktien aus einem genehmigten Kapital 
oder einem vorhandenen oder zu erwerbenden Bestand an eigenen 
Aktien der Siemens Aktiengesellschaft oder einer ihrer Konzerngesell-
schaften. Die jeweiligen Schuldverschreibungs- beziehungsweise 
Optionsbedingungen können auch eine Wandlungs- beziehungsweise 
Optionspflicht sowie ein Andienungsrecht des Emittenten zur Liefe-
rung von Siemens-Aktien vorsehen (in beliebiger Kombination), und 
zwar zu beliebigen Zeitpunkten, insbesondere auch zum Ende der 
Laufzeit. Die Schuldverschreibungen können gegen Barleistung, aber 
auch gegen Sacheinlagen, insbesondere die Beteiligung an anderen 
Unternehmen, begeben werden. Im Fall von Optionsschuldverschrei-
bungen kann die Ausgabe auch gegen Sachleistung erfolgen, soweit 
in den Bedingungen der Optionsscheine vorgesehen ist, den Options-
preis je Siemens-Aktie bei Ausübung vollständig in bar zu leisten, etwa 
als Gegenleistung für die Übertragung von von der Siemens Financie-
ringsmaatschappij N.V., Den Haag, Niederlande, im Februar 2012 un-
ter der Garantie der Siemens Aktiengesellschaft begebenen und 2017 
beziehungsweise 2019 fälligen Optionsanleihen mit den zugehörigen 
von der Siemens Aktiengesellschaft ausgegebenen Optionsscheinen. 
Dies umfasst gegebenenfalls auch die indirekte Ausgabe solcher 
Schuldverschreibungen unter Einschaltung einer Bank, sofern sich 
das gewählte Vorgehen nicht wegen der – auch gleichzeitig an diese 
Bank erfolgenden – Leistung des Ausgabepreises für die neue Schuld-
verschreibung einerseits beziehungsweise der Zahlung des Erwerbs-
preises für die alte Schuldverschreibung andererseits als Ausgabe gegen 
Barleistung darstellt. Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, 
für von Konzerngesellschaften der Gesellschaft ausgegebene Schuld-
verschreibungen die erforderlichen Garantien zu übernehmen sowie 
weitere für eine erfolgreiche Begebung erforderliche Erklärungen 
abzugeben und Handlungen vorzunehmen. Weiter umfasst die Ermäch-
tigung die Möglichkeit, Siemens-Aktien zu gewähren, soweit die Inha-
ber beziehungsweise Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen 
oder von Optionsscheinen aus Optionsschuldverschreibungen von 
ihrem Wandlungs- beziehungsweise Optionsrecht Gebrauch machen 
oder ihre Wandlungs- beziehungsweise Optionspflicht erfüllen oder 
Andienungen von Aktien erfolgen. Die Ermächtigung gilt für die Aus-
gabe von Schuldverschreibungen bis zum 27. Januar 2019. Die Schuld-
verschreibungen sowie gegebenenfalls die Optionsscheine können 
einmalig oder mehrmals, insgesamt oder in Teilen sowie auch gleich-
zeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. Alle Teilschuld
verschreibungen einer jeweils begebenen Tranche sind mit unter sich 
jeweils gleichrangigen Rechten und Pflichten zu versehen. Der Nenn-
betrag beziehungsweise ein unter dem Nennbetrag liegender Ausga-
bepreis von Schuldverschreibungen darf auch so gewählt werden, 
dass er dem anteiligen Betrag am Grundkapital der nach den Bedin-
gungen der Schuldverschreibung zu beziehenden Aktien entspricht, 
muss also diesen Betrag nicht notwendig übersteigen.

	 Der Wandlungs- / Optionspreis darf 80 % des Kurses der Siemens-Aktie 
im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) nicht 
unterschreiten. Maßgeblich dafür ist der durchschnittliche Schluss-
kurs an den zehn Börsenhandelstagen vor der endgültigen Entschei-
dung des Vorstands über die Abgabe eines Angebots zur Zeichnung 
von Schuldverschreibungen beziehungsweise über die Erklärung der 
Annahme durch die Gesellschaft nach einer öffentlichen Aufforde-
rung zur Abgabe von Zeichnungsangeboten. Bei einem Bezugsrechts-
handel sind die Tage des Bezugsrechtshandels mit Ausnahme der 
beiden letzten Börsentage des Bezugsrechtshandels maßgeblich. Im 
Fall von Schuldverschreibungen mit einer Wandlungs- / Optionspflicht 
beziehungsweise einem Andienungsrecht des Emittenten zur Lieferung 
von Aktien kann der Wandlungs- / Optionspreis mindestens entweder 
den oben genannten Mindestpreis betragen oder dem durchschnittli-
chen Schlusskurs der Siemens-Aktie an den zehn Börsenhandelstagen 
im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) vor 
oder nach dem Tag der Endfälligkeit der Schuldverschreibungen 
beziehungsweise Optionsscheine entsprechen, auch wenn dieser 
Durchschnittskurs unterhalb des oben genannten Mindestpreises 
(80 %) liegt. § 9 Abs. 1 Aktiengesetz sowie § 199 Abs. 2 Aktiengesetz 
bleiben unberührt. 

	 Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 
Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, 
die den Inhaber beziehungsweise Gläubiger nach näherer Maßgabe 
der Schuldverschreibungs- beziehungsweise Optionsbedingungen 
zum Bezug von Siemens-Aktien berechtigen oder verpflichten oder 
die ein Andienungsrecht des Emittenten beinhalten. Die betreffenden 
Optionsscheine können von den jeweiligen Teilschuldverschreibungen 
abtrennbar sein. Die Schuldverschreibungs- beziehungsweise Options-
bedingungen können vorsehen, dass die Zahlung des Optionspreises 
auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen (Inzahlung-
nahme) und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt werden kann. 

	 Im Fall der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die 
Inhaber beziehungsweise Gläubiger der Wandelschuldverschreibungen 
das Recht beziehungsweise haben die Pflicht, ihre Wandelschuldver-
schreibungen nach näherer Maßgabe der Wandelschuldverschrei-
bungsbedingungen in Siemens-Aktien zu wandeln. Das Wandlungsver-
hältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags beziehungsweise 
eines unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreises einer Wandel-
schuldverschreibung durch den jeweils festgesetzten Wandlungspreis 
für eine Siemens-Aktie. 

	 Der anteilige Betrag am Grundkapital der je Wandelschuldverschrei-
bung beziehungsweise bei Inzahlungnahme einer Optionsschuldver-
schreibung zu beziehenden Aktien darf höchstens dem Nennbetrag 
beziehungsweise einem unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabe-
preis der Schuldverschreibungen entsprechen. 

	 Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maß-
gabe der jeweiligen Schuldverschreibungs- beziehungsweise Options-
bedingungen in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren 
beziehungsweise Anpassungen vorzunehmen. Verwässerungsschutz 
beziehungsweise Anpassungen können insbesondere vorgesehen 
werden, wenn es während der Laufzeit der Schuldverschreibungen 
beziehungsweise Optionsscheine zu Kapitalveränderungen bei der 
Gesellschaft kommt (etwa einer Kapitalerhöhung beziehungsweise 
Kapitalherabsetzung oder einem Aktiensplit), aber auch in Zusammen-
hang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer Wandel- /  
Optionsschuldverschreibungen, Umwandlungsmaßnahmen sowie im 
Fall anderer Ereignisse mit Auswirkungen auf den Wert der Options- 
beziehungsweise Wandlungsrechte, die während der Laufzeit der 
Schuldverschreibungen beziehungsweise der Optionsscheine eintreten 
(wie zum Beispiel einer Kontrollerlangung durch einen Dritten). Ver-
wässerungsschutz beziehungsweise Anpassungen können insbeson-
dere durch Einräumung von Bezugsrechten, durch Veränderung des 
Wandlungs- / Optionspreises sowie durch die Veränderung oder Ein-
räumung von Barkomponenten vorgesehen werden. 

	 Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Bedingungen der Schuld-
verschreibungen beziehungsweise Optionsscheine festzusetzen 
beziehungsweise im Einvernehmen mit der jeweils ausgebenden 
Konzerngesellschaft festzulegen. Die Bedingungen können dabei 
insbesondere auch regeln, 
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	 > � ob anstelle einer Bedienung aus bedingtem Kapital die Bedienung 
aus einem genehmigten Kapital, die Lieferung eigener Aktien, die 
Zahlung des Gegenwerts in Geld oder die Lieferung anderer börsen-
notierter Wertpapiere vorgesehen werden kann, 

	 > � ob der Wandlungs- / Optionspreis oder das Wandlungsverhältnis bei 
Begebung der Schuldverschreibungen festzulegen oder anhand 
künftiger Börsenkurse innerhalb festzulegender Bandbreiten zu 
ermitteln ist,

	 > � ob und wie auf ein volles Wandlungsverhältnis gerundet wird,

	 > � ob eine in bar zu leistende Zuzahlung oder ein Barausgleich bei 
Spitzen festgesetzt wird,

	 > � wie im Fall von Pflichtwandlungen beziehungsweise der Erfüllung 
von Optionspflichten oder Andienungsrechten Einzelheiten der Aus-
übung, der Erfüllung von Pflichten oder Rechten, der Fristen und der 
Bestimmung von Wandlungs- / Optionspreisen festzulegen sind,

	 > � ob die Schuldverschreibungen in Euro oder in anderen gesetzlichen 
Währungen von OECD-Ländern begeben werden. Für die Gesamt-
nennbetragsgrenze dieser Ermächtigung ist bei Begebung in Fremd-
währungen jeweils der Nennbetrag der Schuldverschreibungen am 
Tag der Entscheidung über ihre Begebung in Euro umzurechnen.

	 Die Schuldverschreibungen sind den Aktionären grundsätzlich zum 
Bezug anzubieten; dabei können sie auch an Kreditinstitute oder 
Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 Aktiengesetz mit der 
Verpflichtung ausgegeben werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, 

	 > � sofern die Schuldverschreibungen gegen Barleistung begeben wer-
den und der Ausgabepreis für eine Schuldverschreibung deren nach 
anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoreti-
schen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Der rechnerische 
Anteil am Grundkapital, der auf Aktien entfällt, die aufgrund von 
unter dieser Ermächtigung ausgegebenen Schuldverschreibungen 
auszugeben sind, darf 10 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder  – falls dieser Wert 
geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung 
nicht überschreiten. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, 
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ih-
rer Ausnutzung in direkter oder entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegeben oder veräußert werden, 
sowie auch Aktien, die aufgrund einer während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung auf der Grundlage der Ausnutzung einer anderen 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend 
dieser Vorschrift begebenen Wandel- beziehungsweise Options-
schuldverschreibung auszugeben oder zu gewähren sind, 

	 > � sofern die Schuldverschreibungen gegen Sacheinlagen beziehungs-
weise -leistungen, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszu-
sammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unter-
nehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sons-
tigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb 
von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die 
Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften ausgegeben werden,

	 > � soweit dies für Spitzenbeträge erforderlich ist, die sich aufgrund 
des Bezugsverhältnisses ergeben,

	 > � um den Inhabern beziehungsweise Gläubigern von Wandlungs- / 
Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft beziehungsweise entspre-
chender Wandlungs- / Optionspflichten zum Ausgleich von Verwässe-
rungen Bezugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie sie ihnen 
nach Ausübung dieser Rechte beziehungsweise Erfüllung dieser 
Pflichten zustünden.

	 Die Ausgabe von Schuldverschreibungen unter Ausschluss des 
Bezugsrechts darf nach dieser Ermächtigung nur erfolgen, wenn auf 
die Summe der neuen Aktien, die aufgrund einer solchen Schuldver-
schreibung auszugeben sind, zusammen mit neuen Aktien, die von 
der Gesellschaft während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre ausgegeben werden oder aufgrund einer während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung auf der Grundlage der Ausnutzung einer 

anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts begebenen 
Wandel- beziehungsweise Optionsschuldverschreibung auszugeben 
sind, rechnerisch ein Anteil am Grundkapital von insgesamt nicht 
mehr als 20 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
dieser Ermächtigung entfällt.

d)	 Zur Gewährung von Aktien an die Inhaber beziehungsweise Gläubiger 
von Wandel- / Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund vorste-
hender Ermächtigung gemäß lit. c) ausgegeben werden, wird das 
Grundkapital um bis zu 240.000.000 € durch Ausgabe von bis zu 
80.000.000 auf Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2014). Die bedingte Kapitalerhöhung wird durch 
Ausgabe von bis zu 80.000.000 auf Namen lautenden Stückaktien mit 
Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahrs ihrer Ausgabe nur 
insoweit durchgeführt, wie die Inhaber beziehungsweise Gläubiger 
von Wandelschuldverschreibungen oder von Optionsscheinen aus 
Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund der Ermächtigung des 
Vorstands gemäß lit. c) von der Siemens Aktiengesellschaft oder 
durch eine Konzerngesellschaft bis zum 27. Januar 2019 begeben wer-
den, von ihrem Wandlungs- / Optionsrecht Gebrauch machen, ihrer 
Wandlungs- / Optionspflicht genügen oder Andienungen von Aktien 
erfolgen und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung 
eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu den nach 
Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses in 
den Schuldverschreibungs- beziehungsweise Optionsbedingungen 
jeweils zu bestimmenden Wandlungs- / Optionspreisen. Der Vorstand 
wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

e)	 § 4 Abs. 10 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

» 10. �Das Grundkapital ist um bis zu 240.000.000 € bedingt erhöht. Die 
bedingte Kapitalerhöhung wird durch Ausgabe von bis zu 
80.000.000 auf Namen lautenden Stückaktien mit Gewinn
berechtigung ab Beginn des Geschäftsjahrs ihrer Ausgabe nur 
insoweit durchgeführt, wie die Inhaber beziehungsweise Gläubiger 
von Wandelschuldverschreibungen oder von Optionsscheinen aus 
Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund der Ermächtigung 
des Vorstands durch die Hauptversammlung vom 28. Januar 2014 
von der Siemens Aktiengesellschaft oder durch eine Konzernge-
sellschaft bis zum 27. Januar 2019 begeben werden, von ihrem 
Wandlungs- / Optionsrecht Gebrauch machen, ihrer Wandlungs- / 
Optionspflicht genügen oder Andienungen von Aktien erfolgen 
und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung einge-
setzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu den nach 
Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlus-
ses in den Schuldverschreibungs- beziehungsweise Options
bedingungen jeweils zu bestimmenden Wandlungs- / Options-
preisen (Bedingtes Kapital 2014). Der Vorstand wird ermächtigt, 
die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapital
erhöhung festzusetzen.«

f)	 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 4 der Satzung entsprechend der 
jeweiligen Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2014 zu ändern. Entspre-
chendes gilt für den Fall der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur 
Ausgabe von Wandel- / Optionsschuldverschreibungen nach Ablauf der 
Ermächtigungsfrist sowie für den Fall der Nicht- oder nicht vollumfäng-
lichen Ausnutzung  des Bedingten Kapitals 2014 nach Ablauf sämtlicher 
Wandlungs- / Optionsfristen.

g)	 Die Aufhebung der alten Ermächtigung sowie des entsprechenden 
Bedingten Kapitals 2011 und die Schaffung der neuen Ermächtigung 
sowie des entsprechenden Bedingten Kapitals 2014 gemäß obiger lit. 
a) bis f) bilden einen einheitlichen Beschluss; ohne Eintragung des 
neuen Bedingten Kapitals 2014 in das Handelsregister wird die Aufhe-
bung der von der Hauptversammlung am 25. Januar 2011 unter Tages-
ordnungspunkt 13 beschlossenen Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandel- / Optionsschuldverschreibungen sowie des Bedingten Kapitals 
2011 in Höhe von 270.000.000 € nicht wirksam. Der Vorstand wird 
dementsprechend angewiesen, die Aufhebung des Bedingten Kapitals 
2011 und die Beschlussfassung über die Schaffung des neuen Beding-
ten Kapitals 2014 mit der Maßgabe zum Handelsregister anzumelden, 
dass die Eintragung der Aufhebung des bestehenden Bedingten Kapitals 
2011 erst erfolgt, wenn sichergestellt ist, dass unmittelbar im Anschluss 
die Beschlussfassung über § 4 Abs. 10 der Satzung eingetragen wird. 
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10.	�Beschlussfassung über die Aufhebung nicht mehr benötigter 
bedingter Kapitalia und entsprechende Satzungsänderungen 

	 Die Hauptversammlungen am 18. Februar 1999 und 22. Februar 2001 
haben unter Tagesordnungspunkt 8 beziehungsweise 13 ein Bedingtes 
Kapital 1999 und ein Bedingtes Kapital 2001 beschlossen, die in ihrer 
aktuellen Fassung in § 4 Abs. 5 und 6 der Satzung geregelt sind. Beide 
dienten zur Bedienung von Aktienoptionen, die im Rahmen der den 
genannten Hauptversammlungen vorgelegten Siemens-Aktienoptionspläne 
1999 beziehungsweise 2001 ausgegeben wurden. Sämtliche unter diesen 
Aktienoptionsplänen ausgegebenen Aktienoptionen wurden entweder 
bereits ausgeübt oder sind verfallen. Weitere Aktienoptionen können 
unter diesen Aktienoptionsplänen nicht mehr ausgegeben werden. Das 
Bedingte Kapital 1999 und das Bedingte Kapital 2001 werden daher nicht 
mehr benötigt und sollen, soweit sie noch bestehen, aufgehoben werden. 
§ 4 Abs. 5 und 6 der Satzung sollen gestrichen werden. 

	 Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a)	 Das von der Hauptversammlung am 18. Februar 1999 unter Tages
ordnungspunkt 8 beschlossene, in seiner aktuellen Fassung in § 4 
Abs. 5 der Satzung geregelte Bedingte Kapital 1999 und das von der 
Hauptversammlung am 22. Februar 2001 unter Tagesordnungspunkt 
13 beschlossene, in seiner aktuellen Fassung in § 4 Abs. 6 der Satzung 
geregelte Bedingte Kapital 2001 werden, soweit sie noch bestehen, 
aufgehoben. § 4 Abs. 5 und 6 der Satzung werden gestrichen. 

b)	 Die Nummerierung der bisherigen nachfolgenden Absätze 7 bis 10 der 
Satzung wird angepasst. Der bisherige Absatz 7 in der durch die 
Beschlussfassung zu Tagesordnungspunkt 8 geänderten Fassung wird 
zu Absatz 5, der bisherige Absatz 8 wird zu Absatz 6, der bisherige 
Absatz 9 wird zu Absatz 7 und der bisherige Absatz 10 in der durch 
die Beschlussfassung zu Tagesordnungspunkt 9 geänderten Fassung 
wird zu Absatz 8.

c)	 Der Vorstand wird angewiesen, die Aufhebung des Bedingten Kapitals 
1999 und des Bedingten Kapitals 2001 sowie die Satzungsänderungen 
unter lit. a) und b) so zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden, 
dass sie erst nach Eintragung des unter Tagesordnungspunkt 8 zu 
beschließenden Genehmigten Kapitals 2014 und des unter Tages
ordnungspunkt 9 zu beschließenden Bedingten Kapitals 2014 einge-
tragen werden. 

11.	� Beschlussfassung über die Anpassung der Aufsichtsratsvergütung 
und entsprechende Satzungsänderungen

	 Im Juli 2013 hat der Aufsichtsrat die Einrichtung eines Vergütungsaus-
schusses beschlossen, der die Beschlussfassung des Aufsichtsratsplenums 
über das Vergütungssystem für den Vorstand einschließlich der Umset-
zung dieses Systems in den Vorstandsverträgen, die Festlegung der Ziel-
vorgaben für die variable Vergütung, die Festsetzung und Überprüfung 
der Angemessenheit der Gesamtvergütung der einzelnen Vorstandsmit-
glieder und die Billigung des jährlichen Vergütungsberichts vorbereitet. Zu-
dem bereitet er die regelmäßige Überprüfung des Vergütungssystems für 
den Vorstand durch das Aufsichtsratsplenum vor. Der Deutsche Corporate 
Governance Kodex empfiehlt, den Vorsitz und die Mitgliedschaft in den 
Ausschüssen des Aufsichtsrats bei der Vergütung der Aufsichtsratsmit-
glieder zu berücksichtigen. Daher soll auch die Tätigkeit im Vergütungs-
ausschuss gesondert vergütet werden. Die Vergütung, die Aufsichtsrats-
mitgliedern für eine Tätigkeit im Präsidium zusteht, soll jedoch auf die 
Vergütung für die Tätigkeit im Vergütungsausschuss angerechnet und nur 
ein diese Vergütung etwaig übersteigender Betrag ausgezahlt werden. 

	 Nachdem der Finanz- und Investitionsausschuss des Aufsichtsrats sich 
künftig auch mit dem Thema Innovation befassen wird und daher in 
Innovations- und Finanzausschuss umbenannt wurde, soll der Satzungs-
text auch insoweit angepasst werden. 

	 Im Übrigen lässt die der Hauptversammlung vorgeschlagene Neuregelung 
der Aufsichtsratsvergütung die von der Hauptversammlung am 25. Januar 
2011 beschlossene Regelung zur Aufsichtsratsvergütung unberührt. 

	 Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a) 	 § 17 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

» 1.	 Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten jährlich eine Grundver-
gütung von 140.000 €; der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält jähr-
lich eine Grundvergütung von 280.000 € und jeder Stellvertreter 
von 220.000 €. Für die Tätigkeit in den Ausschüssen des Aufsichts-
rats erhält jeweils zusätzlich 

a)	 der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 160.000 €, jedes 
andere Mitglied des Prüfungsausschusses 80.000 €; 

b)	 der Vorsitzende des Präsidiums 120.000 €, jedes andere Mit-
glied des Präsidiums 80.000 €;

c)	 der Vorsitzende des Vergütungsausschusses 100.000 €, jedes 
andere Mitglied des Vergütungsausschusses 60.000 €; soweit 
dem betreffenden Mitglied des Aufsichtsrats wegen seiner 
Tätigkeit im Präsidium eine Vergütung nach lit. b) zusteht, 
wird für die Tätigkeit im Vergütungsausschuss nur ein diese 
Vergütung etwaig übersteigender Betrag gewährt;

d)	 der Vorsitzende des Innovations- und Finanzausschusses 
80.000 €, jedes andere Mitglied des Innovations- und Finanz-
ausschusses 40.000 €;

e)	 der Vorsitzende des Compliance-Ausschusses 80.000 €, jedes 
andere Mitglied des Compliance-Ausschusses 40.000 €; die 
Vergütung nach dieser lit. e) wird nicht gewährt, soweit dem 
betreffenden Mitglied des Aufsichtsrats wegen seiner Tätig-
keit im Prüfungsausschuss eine Vergütung nach lit. a) zusteht. 

2.	 Bei Veränderungen im Aufsichtsrat und / oder seinen Ausschüssen 
erfolgt die Vergütung zeitanteilig unter Aufrundung auf volle Mo-
nate. Nimmt ein Aufsichtsratsmitglied an einer Sitzung des Auf-
sichtsrats nicht teil, so reduziert sich ein Drittel der ihm nach 
Absatz 1 zustehenden Gesamtvergütung prozentual im Verhältnis 
der im Geschäftsjahr stattgefundenen Aufsichtsratssitzungen 
gegenüber den Aufsichtsratssitzungen, an denen das Aufsichtsrats-
mitglied nicht teilgenommen hat. 

3.	 Die Vergütung ist zahlbar nach Ablauf der Hauptversammlung, 
die den Jahresabschluss für das abgelaufene Geschäftsjahr entge-
gennimmt oder über seine Billigung entscheidet. 

4.	 Zusätzlich erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats für jede Sitzung 
des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse, an der sie teilnehmen, ein 
Sitzungsgeld in Höhe von 1.500 €.

5.	 Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der 
Gesellschaft von dieser in angemessener Höhe unterhaltene Ver-
mögensschaden-Haftpflichtversicherung für Organmitglieder und 
bestimmte Mitarbeiter des Siemens-Konzerns einbezogen, soweit 
eine solche besteht. Die Prämien hierfür entrichtet die Gesell-
schaft. Außerdem erstattet die Gesellschaft jedem Aufsichtsrats-
mitglied seine Auslagen sowie die auf seine Bezüge entfallende 
Umsatzsteuer.«

b)	 Die unter lit. a) dieses Tagesordnungspunkts genannte Satzungsände-
rung ersetzt mit Beginn ihrer Wirksamkeit die derzeitigen Regelungen 
zur Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats und findet erstmals für 
das am 1. Oktober 2013 begonnene Geschäftsjahr Anwendung. 
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Angaben über den unter Tagesordnungspunkt 7 zur Wahl 
vorgeschlagenen Aufsichtsratskandidaten
Jim Hagemann Snabe, Kopenhagen, Dänemark, 
Vorstandssprecher der SAP AG und Geschäftsführer der Snabe ApS

Persönliche Daten:

Geburtsdatum: 27.10.1965 
Geburtsort: Egedal, Dänemark

Ausbildung:

> �� Studium und Master-Abschluss der Betriebs- und Finanzwissenschaften 
(MA in Operational Research and Finance) an der Aarhus School of Busi-
ness, Dänemark

Beruflicher Werdegang:

1990 – 1994 	� SAP AG – Berater beziehungsweise Leiter der Beratungs
abteilung bei der dänischen SAP-Tochter

1994 – 1996 	� IBM Danmark ApS, Lyngby, Dänemark – Leiter der europäischen 
Praxisgruppe Managementberatung (Practise Leader of 
Management Consulting Practise, Europe)

1996 – 2008	� SAP AG – verschiedene Managementfunktionen im SAP-Konzern 
(Geschäftsführer der schwedischen SAP-Tochter, Geschäfts
führer der Region SAP Nordic, Management der SAP EMEA-
Region, Mitglied der globalen Entwicklungseinheit, Chief 
Operating Officer der Business Solution Group, Leiter der 
Anwendungsentwicklung)

2008 – 2010	� SAP AG – Mitglied des Vorstands, verantwortlich für Forschung 
und Entwicklung 

seit 2010	� Vorstandssprecher der SAP AG

Herr Snabe hat mitgeteilt, dass er beabsichtige, sich aus dem Vorstand der 
SAP AG zurückzuziehen und in der nächsten Hauptversammlung der SAP AG 
für ein Mandat im Aufsichtsrat zu kandidieren.

Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsräten:

>  Siemens Aktiengesellschaft, Berlin und München (seit Oktober 2013)

Mitgliedschaft in vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien von 
Wirtschaftsunternehmen:

> � Bang & Olufsen A / S, Stuer, Dänemark (stellv. Vorsitz)

> � Danske Bank A / S, Kopenhagen, Dänemark

> � SAP LABS, LLC, Palo Alto, Kalifornien, USA (Konzernmandat; bis Mai 2014)

> � SuccessFactors, Inc., San Mateo, Kalifornien, USA (Konzernmandat; bis 
Mai 2014)

> � Syclo LLC, Hoffman Estates, Illinois, USA (Konzernmandat; bis Mai 2014)

Mit Blick auf Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corporate Governance Kodex wird erklärt, 
dass Herr Snabe nach Einschätzung des Aufsichtsrats in keinen nach dieser Vor-
schrift offenzulegenden persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen zur 
Siemens AG oder deren Konzernunternehmen, den Organen der Siemens AG 
oder einem wesentlich an der Siemens AG beteiligten Aktionär steht.

Bericht des Vorstands zu Punkt 8 der Tagesordnung 
Der Hauptversammlung wird die Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2014 
über insgesamt bis zu 528.600.000 € durch Ausgabe von bis zu 176.200.000 
auf Namen lautenden Stückaktien vorgeschlagen. Das neue Genehmigte 
Kapital 2014 soll dabei sowohl für Bar- als auch für Sachkapitalerhöhungen 
zur Verfügung stehen und kann auch in Teilbeträgen ausgenutzt werden. 
Dabei darf insgesamt der Gesamtbetrag nicht überschritten werden. Das 
neue Genehmigte Kapital 2014 soll an die Stelle des zum 26. Januar 2014 aus-
laufenden Genehmigten Kapitals 2009 treten, von dem die Gesellschaft bisher 
keinen Gebrauch gemacht hat. Das Genehmigte Kapital 2014 soll der Gesell-
schaft schnelles und flexibles Handeln ermöglichen, ohne die jährliche oder 
eine außerordentliche Hauptversammlung abwarten zu müssen. Die vorgeschla
gene Höhe des neuen Genehmigten Kapitals von insgesamt bis zu 176.200.000 
Stück neuen Aktien würde bei vollständiger Ausnutzung einer Erhöhung des 
derzeitigen Grundkapitals um 20 % entsprechen. 

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2014 haben die Aktionäre bei 
Barkapitalerhöhungen grundsätzlich ein Bezugsrecht. Die beantragte Ermäch-

tigung sieht jedoch vor, dass der Vorstand das Bezugsrecht mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats für Spitzenbeträge ausschließen kann. Ein solcher sinnvoller 
und marktkonformer Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich dieser 
etwaigen Spitzenbeträge dient dazu, die Ausnutzung der Ermächtigung 
durch runde Beträge zu ermöglichen und damit eine erleichterte Abwicklung 
zu gewährleisten. 

Außerdem kann das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats ausge-
schlossen werden, um den Inhabern beziehungsweise Gläubigern von Wand-
lungs- / Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft beziehungsweise entspre-
chender Wandlungs- / Optionspflichten zum Ausgleich von Verwässerungen 
Bezugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie sie ihnen nach Ausübung 
dieser Rechte beziehungsweise Erfüllung dieser Pflichten zustünden. Dies 
ermöglicht die Gewährung einer marktüblichen Form des Verwässerungs-
schutzes an die Gläubiger solcher Instrumente. Sie werden damit so gestellt, 
als seien sie bereits Aktionäre. Um die Schuldverschreibungen mit einem 
solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu können, muss das Bezugsrecht 
der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen werden. 

Zudem soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
bei Barkapitalerhöhungen ausschließen können, wenn die neuen Aktien zu ei-
nem Betrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis der bereits börsenno-
tierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet. Bei der Festset-
zung des Ausgabebetrags wird sich die Verwaltung – unter Berücksichtigung 
der aktuellen Marktgegebenheiten – bemühen, einen etwaigen Abschlag vom 
Börsenpreis so niedrig wie möglich zu halten. Diese Ermächtigung ermöglicht 
es der Gesellschaft, Marktchancen schnell und flexibel zu nutzen und einen 
Kapitalbedarf kurzfristig zu decken. Neue Aktien sollen zum Beispiel an einen 
oder mehrere institutionelle Investoren oder zur Erschließung neuer Investo-
renkreise ausgegeben werden können. Durch den Ausschluss des Bezugs-
rechts wird eine Platzierung nahe am Börsenpreis ermöglicht, so dass der bei 
Bezugsrechtsemissionen übliche Abschlag entfällt. Der rechnerische Anteil 
am Grundkapital, der auf die unter einem solchen erleichterten Bezugs-
rechtsausschluss ausgegebenen Aktien entfällt, darf insgesamt 10 % des Grund
kapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung oder  – falls 
dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung 
nicht überschreiten. Dies trägt den Bedürfnissen der Aktionäre nach Verwässe-
rungsschutz für ihren Anteilsbesitz Rechnung. Im Übrigen kann jeder Aktionär 
zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote grundsätzlich Aktien zu ver-
gleichbaren Bedingungen am Markt erwerben. Auf diese Grenze von 10 % sind 
Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum 
Zeitpunkt ihrer Ausnutzung in direkter oder entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegeben oder veräußert werden. Ebenfalls 
anzurechnen sind Aktien, die aufgrund einer während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend dieser Vor-
schrift begebenen Wandel- beziehungsweise Optionsschuldverschreibung 
auszugeben oder zu gewähren sind.

Bei Sachkapitalerhöhungen soll das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichts-
rats in voller Höhe ausgeschlossen werden können, um der Siemens Aktien
gesellschaft wiederum die Möglichkeit zu geben, Aktien der Gesellschaft zur 
Erfüllung von Ansprüchen aus Vorbereitung, Durchführung, Vollzug oder 
Abwicklung von rechtsgeschäftlichen oder gesetzlichen Erwerbsvorgängen 
sowie von Unternehmenszusammenschlüssen ohne Beanspruchung der 
Börse schnell und flexibel anbieten zu können. Die Siemens Aktiengesellschaft 
steht im globalen Wettbewerb. Sie muss jederzeit in der Lage sein, an den 
internationalen und regionalen Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell 
und flexibel handeln zu können. Dazu gehört auch, kurzfristig Unternehmen, 
Betriebe, Unternehmensteile, Beteiligungen oder sonstige Vermögensgegen-
stände oder Ansprüche auf den Erwerb von Vermögensgegenständen ein-
schließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften 
zur Verbesserung der Wettbewerbsposition zu erwerben. Als Gegenleistung 
kann die Gewährung von Aktien zweckmäßig oder sogar geboten sein, um 
die Liquidität zu schonen oder den Verkäufererwartungen zu entsprechen. 
Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei 
Sacheinlagen Rechnung.

Auf die Summe der nach dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre gegen Bar- und Sacheinlagen ausgegebenen Aktien darf 
rechnerisch ein Anteil am Grundkapital von insgesamt nicht mehr als 20 % des 
Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung entfal-
len. Auf diese Grenze sind neue Aktien anzurechnen, die von der Gesellschaft 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung gegen Bareinlagen unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre aus dem Genehmigten Kapital 2011 ausgegeben 
werden. Ebenfalls anzurechnen sind neue Aktien, die aufgrund einer während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts begebe-
nen Wandel- beziehungsweise Optionsschuldverschreibung auszugeben sind.

Weitere Angaben, Hinweise und Berichte
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Konkrete Pläne für eine Ausnutzung des neuen Genehmigten Kapitals 2014 
bestehen derzeit nicht. Entsprechende Vorratsbeschlüsse mit der Möglichkeit 
zum Bezugsrechtsausschluss sind national und international üblich. Der 
Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung des Geneh-
migten Kapitals 2014 im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist. Der 
Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung des Genehmigten 
Kapitals 2014 berichten.

Bericht des Vorstands zu Punkt 9 der Tagesordnung
Eine angemessene Kapitalausstattung und Finanzierung ist eine wesentliche 
Grundlage für die Entwicklung des Unternehmens. Durch die Ausgabe von 
Wandel- / Optionsschuldverschreibungen (»Schuldverschreibungen«) kann 
die Gesellschaft je nach Marktlage und ihren Finanzierungsbedürfnissen 
attraktive Finanzierungsmöglichkeiten nutzen, etwa um dem Unternehmen 
zinsgünstig Fremdkapital zukommen zu lassen. Ferner können durch die Aus-
gabe von Wandel- / Optionsschuldverschreibungen, gegebenenfalls in Ergän-
zung zum Einsatz anderer Instrumente wie einer Kapitalerhöhung, neue 
Investorenkreise erschlossen werden, einschließlich so genannter Anker
investoren. Die Gesellschaft hat im Februar 2012 von der von der Hauptver-
sammlung am 26. Januar 2010 unter Tagesordnungspunkt 10 beschlossenen 
Ermächtigung Gebrauch gemacht, zwei Optionsanleihen unter vereinfach-
tem Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
ausgegeben und damit den gesetzten Rahmen von 10 % des Grundkapitals 
teilweise ausgeschöpft. Der Vorstand soll daher erneut zur Ausgabe von Wan-
del- / Optionsschuldverschreibungen, und zwar nunmehr mit erweiterten 
Nutzungsmöglichkeiten, insbesondere auch gegen Sacheinlagen oder -leis-
tungen, ermächtigt und ein entsprechendes Bedingtes Kapital 2014 beschlos-
sen werden. Die von der Hauptversammlung am 25. Januar 2011 unter Tages-
ordnungspunkt 13 beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- / 
Optionsschuldverschreibungen, von der bislang kein Gebrauch gemacht wurde, 
und das entsprechende, in § 4 Abs. 10 der Satzung geregelte Bedingte Kapital 
2011 sollen aufgehoben werden, um die vorgenannten Möglichkeiten zu 
eröffnen und die Laufzeit der Ermächtigung zu verlängern.

Die unter Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, 
dass Schuldverschreibungen über bis zu 15.000.000.000 € mit Wandlungs- / 
Optionsrechten beziehungsweise -pflichten auf Aktien der Siemens Aktien
gesellschaft ausgegeben werden können. Dafür sollen bis zu 80.000.000 Stück 
neue Aktien der Siemens Aktiengesellschaft mit einem anteiligen Betrag am 
Grundkapital von bis zu 240.000.000 € aus dem neu zu schaffenden Bedingten 
Kapital 2014 zur Verfügung stehen. Bei vollständiger Ausnutzung dieser 
Ermächtigung könnten Schuldverschreibungen begeben werden, die bei Aus-
gabe Bezugsrechte auf bis zu rund 9,1 % gemessen am derzeitigen Grundkapital 
einräumen würden. Die Ermächtigung ist bis zum 27. Januar 2019 befristet. 

Die Gesellschaft soll, gegebenenfalls auch über ihre Konzerngesellschaften, 
die Schuldverschreibungen in Euro oder anderen gesetzlichen Währungen 
von OECD-Ländern ausgeben können. Die Schuldverschreibungen sollen auch 
die Möglichkeit einer Verpflichtung zur Ausübung des Wandlungs- / Options-
rechts beziehungsweise ein Andienungsrecht des Emittenten vorsehen können. 
Darüber hinaus soll auch die Erfüllung der Schuldverschreibungen durch die 
Lieferung eigener Aktien, die Zahlung des Gegenwerts in Geld oder die Liefe-
rung anderer börsennotierter Wertpapiere vorgesehen werden können.

Der Wandlungs- / Optionspreis darf einen Mindestausgabebetrag nicht unter-
schreiten, dessen Errechnungsgrundlagen genau angegeben sind. Anknüp-
fungspunkt für die Berechnung ist jeweils der Börsenkurs der Siemens-Aktie 
im zeitlichen Zusammenhang mit der Platzierung der Schuldverschreibungen 
beziehungsweise im Fall einer Wandlungs- / Optionspflicht oder eines Andie-
nungsrechts gegebenenfalls alternativ der Börsenkurs der Siemens-Aktie im 
zeitlichen Zusammenhang mit der Endfälligkeit der Schuldverschreibungen 
beziehungsweise Optionsscheine. Der Wandlungs- / Optionspreis kann unbe-
schadet von § 9 Abs. 1 und § 199 Abs. 2 Aktiengesetz aufgrund einer Verwässe-
rungsschutz- beziehungsweise Anpassungsklausel nach näherer Bestimmung 
der der jeweiligen Schuldverschreibung zugrunde liegenden Bedingungen 
angepasst werden, wenn es während der Laufzeit der Schuldverschreibungen 
beziehungsweise der Optionsscheine zum Beispiel zu Kapitalveränderungen 
bei der Gesellschaft kommt, etwa einer Kapitalerhöhung beziehungsweise 
Kapitalherabsetzung oder einem Aktiensplit. Weiter können Verwässerungs-
schutz beziehungsweise Anpassungen vorgesehen werden in Zusammen-
hang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer Wandel- / Options-
schuldverschreibungen, Umwandlungsmaßnahmen sowie im Fall anderer 
Ereignisse mit Auswirkungen auf den Wert der Options- beziehungsweise 
Wandlungsrechte, die während der Laufzeit der Schuldverschreibungen 
beziehungsweise der Optionsscheine eintreten (wie zum Beispiel einer Kontrol-
lerlangung durch einen Dritten). Verwässerungsschutz beziehungsweise 
Anpassungen können insbesondere durch Einräumung von Bezugsrechten, 

durch Veränderung des Wandlungs- / Optionspreises sowie durch die Verände-
rung oder Einräumung von Barkomponenten vorgesehen werden. 

Grundsätzlich besteht ein Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschrei-
bungen dieser Art. Um die Abwicklung zu erleichtern, soll auch von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht werden können, die Schuldverschreibungen 
an Kreditinstitute oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 Aktien-
gesetz mit der Verpflichtung auszugeben, sie den Aktionären entsprechend 
ihrem Bezugsrecht zum Bezug anzubieten. Der Vorstand soll aber in den in 
der Ermächtigung genannten Fällen auch ermächtigt sein, das Bezugsrecht 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen. 

Für den Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe von Wandel- / Optionsschuld
verschreibungen gilt nach § 221 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz die Bestimmung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz sinngemäß. Die dort geregelte Grenze für 
Bezugsrechtsausschlüsse von bis zu 10 % des jeweiligen Grundkapitals wird 
aufgrund der ausdrücklichen Beschränkung der Ermächtigung nicht über-
schritten. Der rechnerische Anteil am Grundkapital, der auf Aktien entfällt, 
die aufgrund von unter dieser Ermächtigung ausgegebenen Schuldverschrei-
bungen auszugeben sind, darf 10 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – 
zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung nicht überschreiten. Auf 
diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung in direkter oder entspre-
chender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegeben oder 
veräußert werden, sowie auch Aktien, die aufgrund einer während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung auf der Grundlage der Ausnutzung einer anderen 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend dieser Vor-
schrift begebenen Wandel- beziehungsweise Optionsschuldverschreibung 
auszugeben oder zu gewähren sind.

Die Platzierung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ermöglicht es 
der Gesellschaft, kurzfristig günstige Kapitalmarktsituationen auszunutzen 
und so einen deutlich höheren Mittelzufluss als im Fall der Ausgabe unter 
Wahrung des Bezugsrechts zu erzielen. Bei Einräumung eines Bezugsrechts 
wäre die erfolgreiche Platzierung wegen der Ungewissheit über die Ausnut-
zung der Bezugsrechte gefährdet beziehungsweise mit zusätzlichem Aufwand 
verbunden. Für die Gesellschaft günstige, möglichst marktnahe Konditionen 
können nur festgesetzt werden, wenn die Gesellschaft an diese nicht für 
einen zu langen Angebotszeitraum gebunden ist. Sonst wäre, um die Attrakti-
vität der Konditionen und damit die Erfolgschancen der jeweiligen Emission 
für den ganzen Angebotszeitraum sicherzustellen, ein nicht unerheblicher 
Sicherheitsabschlag erforderlich. Bei der Aufnahme von Fremdwährungen 
lassen sich bei Ausschluss des Bezugsrechts und einem entsprechend 
verkürzten Angebotszeitraum überdies Einflüsse von Wechselkursschwan-
kungen auf die Emission geringer halten.

Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die Schuldver-
schreibungen nicht wesentlich unter dem theoretischen Marktwert ausge
geben werden. Dabei ist der theoretische Marktwert anhand von anerkannten 
finanzmathematischen Methoden zu ermitteln. Der Vorstand wird bei seiner 
Preisfestsetzung unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapital-
markt den Abschlag von diesem Marktwert so gering wie möglich halten. 
Damit wird der rechnerische Wert eines Bezugsrechts auf die Schuldver-
schreibungen auf beinahe null sinken, sodass den Aktionären durch den 
Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil ent-
stehen kann. Sie können bei Befürchtung eines nachteiligen Verwässerungs-
effekts überdies ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft mittels eines 
Erwerbs der erforderlichen Aktien über die Börse zeitnah zur Festsetzung der 
Ausgabekonditionen der Schuldverschreibungen aufrechterhalten.

Ferner kann das Bezugsrecht auch ausgeschlossen werden, wenn die Schuld-
verschreibungen gegen Sacheinlage oder Sachleistungen ausgegeben werden. 
Dies soll den Vorstand unter anderem in die Lage versetzen, die Schuldver-
schreibungen auch als »Akquisitionswährung« einsetzen zu können, um in 
geeigneten Einzelfällen im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüs-
sen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, 
Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen 
oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließ-
lich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften 
solche Sacheinlagen oder Sachleistungen gegen Übertragung von solchen 
Finanzierungsinstrumenten erwerben zu können. Unternehmenserweiterun-
gen, die durch einen Unternehmens- oder Beteiligungserwerb erfolgen, erfor-
dern in der Regel schnelle Entscheidungen. Durch die vorgesehene Ermäch-
tigung kann der Vorstand auf dem nationalen oder internationalen Markt 
rasch und flexibel auf vorteilhafte Angebote oder sich ansonsten bietende 
Gelegenheiten reagieren und Möglichkeiten zur Unternehmenserweiterung 
durch den Erwerb von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen 
gegen Ausgabe von Schuldverschreibungen im Interesse der Gesellschaft und 
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ihrer Aktionäre ausnutzen. Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall sorgfältig 
prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Ausgabe der Schuldverschreibungen 
unter Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen soll, wenn sich Möglichkeiten 
zum Erwerb von Vermögensgegenständen, insbesondere Unternehmen oder 
Unternehmensbeteiligungen, konkretisieren. Er wird das Bezugsrecht der 
Aktionäre nur dann ausschließen, wenn dies im wohlverstandenen Interesse 
der Gesellschaft liegt. 

Zudem haben sich infolge der Abspaltung sämtlicher Geschäftsanteile an der 
OSRAM Beteiligungen GmbH auf die OSRAM Licht AG Anpassungen im Rahmen 
der Optionsbedingungen der im Jahr 2012 von der Siemens Financierings-
maatschappij N.V., Den Haag, Niederlande, begebenen Optionsanleihen erge-
ben. Gemäß den Optionsscheinbedingungen erfolgte mit Wirkung zum 5. Juli 
2013 eine Anpassung der Optionsscheine, nach der die Optionsscheingläubiger 
bei Ausübung ihres Optionsrechts zusätzlich zu den Aktien der Siemens Aktien-
gesellschaft auch Aktien der OSRAM Licht AG erhalten. Dies hat die Erstre-
ckung der Lieferverpflichtung auf Aktien einer Gesellschaft zur Folge, die 
nicht mehr im Siemens-Konzernverbund steht, sowie entsprechende Bilanzie-
rungseffekte. Ein Umtausch der Optionsschuldverschreibungen in solche 
Schuldverschreibungen, die sich wieder allein auf Siemens-Aktien beziehen, 
kann insbesondere in Abhängigkeit von künftigen Marktentwicklungen im 
Interesse der Gesellschaft sein. Auch dies soll der vorgeschlagene Bezugs-
rechtsausschluss gestatten, ohne dass ein entsprechender Umtausch derzeit 
geplant ist. Auch insofern wird der Vorstand das Bezugsrecht der Aktionäre 
nur dann ausschließen, wenn dies im wohlverstandenen Interesse der Gesell-
schaft liegt.

Die übrigen vorgeschlagenen Fälle des Bezugsrechtsausschlusses dienen 
lediglich dazu, die Ausgabe von Schuldverschreibungen zu vereinfachen. Der 
Ausschluss bei Spitzenbeträgen ist sinnvoll und marktkonform, um ein prak-
tisch handhabbares Bezugsverhältnis herstellen zu können. Der marktübliche 
Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber beziehungsweise Gläu-
biger bereits ausgegebener Schuldverschreibungen hat den Vorteil, dass der 
Wandlungs- / Optionspreis für die bereits ausgegebenen und regelmäßig mit 
einem Verwässerungsschutzmechanismus ausgestatteten Schuldverschrei-
bungen nicht ermäßigt zu werden braucht. Dadurch können die Schuldver-
schreibungen in mehreren Tranchen attraktiver platziert werden, und es wird 
insgesamt ein höherer Mittelzufluss ermöglicht. Die vorgeschlagenen Aus-
schlüsse des Bezugsrechts liegen damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre.

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts 
darf nach dieser Ermächtigung nur erfolgen, wenn auf die Summe der neuen 
Aktien, die aufgrund einer solchen Schuldverschreibung auszugeben sind, 
zusammen mit neuen Aktien, die von der Gesellschaft während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden oder aufgrund einer während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung auf der Grundlage der Ausnutzung einer ande-
ren Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts begebenen Wandel- 
beziehungsweise Optionsschuldverschreibung auszugeben sind, rechnerisch 
ein Anteil am Grundkapital von insgesamt nicht mehr als 20 % des Grundkapitals 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung entfällt.

Das Bedingte Kapital 2014 wird benötigt, um mit entsprechend ausgestalteten 
Schuldverschreibungen verbundene Wandlungs- / Optionsrechte beziehungs-
weise Wandlungs- / Optionspflichten oder Andienungsrechte auf beziehungs-
weise in Bezug auf Siemens-Aktien erfüllen zu können, soweit nicht andere 
Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. 

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- / 
Optionsschuldverschreibungen bestehen derzeit nicht. Der Vorstand wird in 
jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der Ermächtigung im Interesse 
der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist. Der Vorstand wird der Hauptversamm-
lung über jede Ausnutzung der Ermächtigung berichten.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte
Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung ist das Grundkapital der 
Gesellschaft in 881.000.000 Stück Aktien ohne Nennbetrag eingeteilt, von denen 
jede Aktie eine Stimme gewährt. Die Gesamtzahl der Stimmrechte beläuft sich 
somit auf 881.000.000 Stimmrechte. Von den 881.000.000 Stück Aktien entfal-
len 36.653.920 Stück auf eigene Aktien, aus denen der Gesellschaft keine Rechte 
zustehen.

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
und die Ausübung des Stimmrechts 

Anmeldung
Zur stimmberechtigten Teilnahme an der Hauptversammlung sind die Aktionäre 
berechtigt, die im Aktienregister als Aktionäre der Gesellschaft eingetragen und 
rechtzeitig angemeldet sind. Die Anmeldung muss spätestens bis Dienstag, 
21. Januar 2014, bei der Gesellschaft eingegangen sein. 

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können sich in Textform in 
deutscher oder englischer Sprache bei der Siemens Aktiengesellschaft 
unter der Anschrift 

 � Siemens Hauptversammlung 2014 
�c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH 
20636 Hamburg 
Telefaxnummer: +49 (0) 89 / 380090592 
E-Mail-Adresse: hv-service.siemens@adeus.de

oder unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservices zur Hauptver-
sammlung elektronisch unter der Internetadresse 

    WWW.SIEMENS.COM/HV-SERVICE

anmelden. Den Online-Zugang erhalten Sie durch Eingabe Ihrer Aktionärsnum-
mer und der zugehörigen individuellen Zugangsnummer, die Sie den Ihnen 
übersandten Unterlagen entnehmen können. Aktionäre, die sich mit einem 
selbst vergebenen Zugangspasswort für den elektronischen Versand registriert 
haben, verwenden anstelle der individuellen Zugangsnummer das von ihnen 
im Rahmen der Registrierung vergebene Zugangspasswort. Weitere Hinweise 
zum Anmeldeverfahren finden sich auf dem zusammen mit dem Einladungs-
schreiben übersandten Anmeldeformular, das auch für die Vollmachtsertei-
lung und Briefwahl genutzt werden kann, sowie auf der genannten Internet-
seite. Nach erfolgter rechtzeitiger Anmeldung steht Ihnen unser Internetser-
vice für Änderungen Ihrer Eintrittskartenbestellung, Briefwahl oder Voll-
machts- und Weisungserteilung bis zum Ende der Generaldebatte am Tag der 
Hauptversammlung zur Verfügung. Bei Anmeldungen durch Kreditinstitute, 
Aktionärsvereinigungen oder diesen gemäß § 135 Abs. 8 oder § 135 Abs. 10 in 
Verbindung mit § 125 Abs. 5 Aktiengesetz gleichgestellte Personen, Institute 
oder Unternehmen gelten Besonderheiten in Bezug auf die Nutzung unseres 
Internetservices. Einzelheiten entnehmen Sie bitte der genannten Internetseite.

Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen und diesen gemäß § 135 Abs. 8 oder 
§ 135 Abs. 10 in Verbindung mit § 125 Abs. 5 Aktiengesetz gleichgestellte Per-
sonen, Institute oder Unternehmen können das Stimmrecht für Aktien, die 
ihnen nicht gehören, als deren Inhaber sie aber im Aktienregister eingetragen 
sind, nur aufgrund einer Ermächtigung des Aktionärs ausüben.

Inhaber von American Depositary Receipts (ADR) können weitere Informationen 
über Deutsche Bank Trust Company Americas, c/o AST & Trust Co, 6201 15th Avenue, 
Brooklyn, NY 11219, USA (Telefonnummer: +1 866 706 8374, E-Mail-Adresse: 
DB@amstock.com) erhalten.

Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass wir aufgrund der erfahrungsgemäß 
großen Zahl von Anmeldungen zu unserer Hauptversammlung jedem Aktionär 
grundsätzlich nur eine Eintrittskarte zuschicken können. Zugleich bitten wir 
Sie, ohne Ihr Recht auf Teilnahme an der Hauptversammlung einschränken zu 
wollen, sich frühzeitig und nur dann anzumelden, wenn Sie eine Teilnahme an 
der Hauptversammlung ernsthaft beabsichtigen. Damit erleichtern Sie die 
Organisation der Hauptversammlung.

Eintritts- und Stimmkartenblöcke werden den zur Teilnahme berechtigten 
Aktionären oder Bevollmächtigten erteilt.

Freie Verfügbarkeit der Aktien
Aktionäre sind auch nach erfolgter Anmeldung zur Hauptversammlung weiter-
hin berechtigt, über ihre Aktien zu verfügen. Maßgeblich für das Teilnahme- 
und Stimmrecht ist der im Aktienregister eingetragene Bestand am Tag der 
Hauptversammlung. Dieser wird dem Bestand am Ende des Anmeldeschluss-
tags entsprechen, da Aufträge zur Umschreibung des Aktienregisters in der 
Zeit vom 22. Januar 2014 bis einschließlich 28. Januar 2014 erst mit Wirkung 
nach der Hauptversammlung am 28. Januar 2014 verarbeitet und berücksichtigt 
werden. Technisch maßgeblicher Bestandsstichtag (sogenannter Technical 
Record Date) ist daher der Ablauf des 21. Januar 2014. 
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Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte 

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können sich in der Haupt-
versammlung auch durch einen Bevollmächtigten – zum Beispiel ein Kredit-
institut oder eine Vereinigung von Aktionären – vertreten und ihr Stimmrecht 
durch den Bevollmächtigten ausüben lassen. Auch in diesem Fall ist für eine 
rechtzeitige Anmeldung des Aktionärs Sorge zu tragen (siehe oben im 
Abschnitt »Anmeldung«). 

Eine Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegen-
über der Gesellschaft bedürfen der Textform oder sind über den oben 
genannten Internetservice zur Hauptversammlung zu erteilen (mittels Aktio-
närsnummer und der zugehörigen individuellen Zugangsnummer bezie-
hungsweise des Zugangspassworts), wenn weder ein Kreditinstitut noch eine 
Aktionärsvereinigung oder diesen gemäß § 135 Abs. 8 oder § 135 Abs. 10 in 
Verbindung mit § 125 Abs. 5 Aktiengesetz gleichgestellte Personen, Institute 
oder Unternehmen bevollmächtigt werden. Bitte verwenden Sie möglichst 
das Ihnen zusammen mit dem Einladungsschreiben übersandte Anmelde
formular, das Sie an die oben genannte Anschrift zurücksenden. Kreditinstitute, 
Aktionärsvereinigungen und diesen gemäß § 135 Abs. 8 oder § 135 Abs. 10 in 
Verbindung mit § 125 Abs. 5 Aktiengesetz gleichgestellte Personen, Institute 
oder Unternehmen können zum Verfahren für ihre eigene Bevollmächtigung 
abweichende Regelungen vorsehen. 

Als besonderen Service bieten wir Ihnen wieder an, sich nach Maßgabe Ihrer 
Weisungen durch Mitarbeiter der Gesellschaft bei der Stimmrechtsausübung 
in der Hauptversammlung vertreten zu lassen. Auch diese Bevollmächtigung 
ist unter der oben genannten Internetadresse (mittels Aktionärsnummer und 
der zugehörigen individuellen Zugangsnummer beziehungsweise des Zugangs-
passworts) sowie mit dem Ihnen übersandten Anmeldeformular möglich. 
Dabei bitten wir zu beachten, dass diese Stimmrechtsvertreter nur das Stimm-
recht zu denjenigen Punkten der Tagesordnung ausüben können, zu denen 
Sie Weisungen erteilen, und dass sie weder im Vorfeld noch während der 
Hauptversammlung Weisungen zu Verfahrensanträgen entgegennehmen 
können. Ebenso wenig nehmen die Stimmrechtsvertreter Aufträge zu Wort-
meldungen, zum Einlegen von Widersprüchen gegen Hauptversammlungs
beschlüsse oder zum Stellen von Fragen oder Anträgen entgegen. 

Weitere Hinweise zum Vollmachtsverfahren finden sich auf dem zusammen 
mit dem Einladungsschreiben übersandten Anmeldeformular sowie auf der 
genannten Internetseite.

Nach erfolgter rechtzeitiger Anmeldung steht Ihnen unser Internetservice für 
Änderungen Ihrer Vollmachts- und Weisungserteilung bis zum Ende der 
Generaldebatte am Tag der Hauptversammlung zur Verfügung. Bei Anmel-
dungen durch Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen oder diesen gemäß 
§ 135 Abs. 8 oder § 135 Abs. 10 in Verbindung mit § 125 Abs. 5 Aktiengesetz 
gleichgestellte Personen, Institute oder Unternehmen gelten Besonderheiten 
in Bezug auf die Nutzung unseres Internetservices. Einzelheiten entneh-
men Sie bitte der genannten Internetseite. Bitte beachten Sie, dass Sie bei 
Nutzung des Internetservices zur Hauptversammlung nicht an etwaigen 
Abstimmungen über eventuelle, erst in der Hauptversammlung vorgebrach-
te Gegenanträge oder Wahlvorschläge oder sonstige nicht im Vorfeld der 
Hauptversammlung nach den gesetzlichen Bestimmungen zugänglich bezie-
hungsweise bekannt gemachte Anträge teilnehmen und auch keine diesbe-
züglichen Weisungen erteilen können. Ebenso können über den Internetser-
vice zur Hauptversammlung keine Wortmeldungen, Widersprüche gegen 
Hauptversammlungsbeschlüsse, Fragen oder Anträge von Aktionären entge-
gengenommen werden.  

Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können ihre Stimme, auch 
ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, durch Briefwahl abgeben. 
Zur Ausübung des Stimmrechts im Wege der Briefwahl sind nur diejenigen 
eingetragenen Aktionäre berechtigt, die rechtzeitig angemeldet sind (siehe 
oben im Abschnitt »Anmeldung«). Bevollmächtigte Kreditinstitute, Aktionärs-
vereinigungen und diesen gemäß § 135 Abs. 8 oder § 135 Abs. 10 in Verbin-
dung mit § 125 Abs. 5 Aktiengesetz gleichgestellte Personen, Institute oder 
Unternehmen können sich ebenfalls der Briefwahl bedienen.

Die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl erfolgt schriftlich oder im Wege 
elektronischer Kommunikation. Bitte verwenden Sie das Ihnen zusammen 
mit dem Einladungsschreiben übersandte Anmeldeformular, das Sie an die 

oben genannte Anschrift zurücksenden, oder nutzen Sie den passwort
geschützten Internetservice zur Hauptversammlung unter der oben genann-
ten Internetadresse (mittels Aktionärsnummer und der zugehörigen individu-
ellen Zugangsnummer beziehungsweise des Zugangspassworts). 

Weitere Hinweise zur Briefwahl finden sich auf dem zusammen mit dem Ein-
ladungsschreiben übersandten Anmeldeformular sowie auf der genannten 
Internetseite.

Nach erfolgter rechtzeitiger Anmeldung steht Ihnen unser Internetservice für 
Änderungen Ihrer Briefwahl bis zum Ende der Generaldebatte am Tag der 
Hauptversammlung zur Verfügung. Bei Anmeldungen durch Kreditinstitute, 
Aktionärsvereinigungen oder diesen gemäß § 135 Abs. 8 oder § 135 Abs. 10 in 
Verbindung mit § 125 Abs. 5 Aktiengesetz gleichgestellte Personen, Institute 
oder Unternehmen gelten Besonderheiten in Bezug auf die Nutzung unseres 
Internetservices. Einzelheiten entnehmen Sie bitte der genannten Internet-
seite. Bitte beachten Sie, dass Sie bei Nutzung des Internetservices zur Haupt-
versammlung keine Briefwahlstimmen zu eventuellen, erst in der Hauptver-
sammlung vorgebrachten Gegenanträgen oder Wahlvorschlägen oder sonsti-
gen nicht im Vorfeld der Hauptversammlung nach den gesetzlichen Bestim-
mungen zugänglich beziehungsweise bekannt gemachten Anträgen abgeben 
können. Ebenso können über den Internetservice zur Hauptversammlung 
keine Wortmeldungen, Widersprüche gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, 
Fragen oder Anträge von Aktionären entgegengenommen werden.

Anfragen, Anträge, Wahlvorschläge, Auskunftsverlangen 
(Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2,  
§ 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 Aktiengesetz)

Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß  
§ 122 Abs. 2 Aktiengesetz
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals 
oder den anteiligen Betrag von 500.000 € erreichen (Letzteres entspricht 
166.667 Aktien), können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 
gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine 
Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schrift-
lich an den Vorstand der Siemens Aktiengesellschaft zu richten und muss der 
Gesellschaft spätestens bis zum 28. Dezember 2013 bis 24.00 Uhr zugehen. 
Bitte richten Sie entsprechende Verlangen an folgende Adresse:

 � Vorstand der Siemens Aktiengesellschaft 
Wittelsbacherplatz 2 
80333 München.

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden  – soweit sie 
nicht bereits mit der Einberufung bekannt gemacht wurden – unverzüglich 
nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen 
Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden 
kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen Union verbrei-
ten. Sie werden außerdem unter der Internetadresse    WWW.SIEMENS.COM/

HAUPTVERSAMMLUNG bekannt gemacht und den Aktionären mitgeteilt. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß  
§ 126 Abs. 1, § 127 Aktiengesetz
Darüber hinaus können Aktionäre der Gesellschaft Gegenanträge gegen 
Vorschläge von Vorstand und / oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der 
Tagesordnung sowie Wahlvorschläge übersenden. Gegenanträge müssen mit 
einer Begründung versehen sein. Gegenanträge, Wahlvorschläge und sonstige 
Anfragen von Aktionären zur Hauptversammlung sind ausschließlich an

 � Siemens Aktiengesellschaft 
Governance & Markets  
Investor Relations (GM IR) 
Wittelsbacherplatz 2 
80333 München  
Telefaxnummer: +49 (0) 89 / 636-32830

oder per E-Mail an 

 � hv2014@siemens.com

zu richten. 



12

Wir werden zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge von 
Aktionären, einschließlich des Namens des Aktionärs sowie zugänglich zu 
machender Begründungen, unverzüglich nach ihrem Eingang unter der 
Internetadresse   WWW.SIEMENS.COM/HAUPTVERSAMMLUNG veröffentlichen. 
Dabei werden die bis zum 13. Januar 2014 bis 24.00 Uhr bei der oben genannten 
Adresse eingehenden Gegenanträge und Wahlvorschläge zu den Punkten 
dieser Tagesordnung berücksichtigt. Etwaige Stellungnahmen der Verwaltung 
werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse veröffentlicht.

Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 Aktiengesetz
In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär oder Aktionärsvertreter vom 
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft, die rechtlichen 
und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unter-
nehmen sowie die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss 
einbezogenen Unternehmen verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen 
Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. 

Weitergehende Erläuterungen
Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 
2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 Aktiengesetz finden sich unter der Internet-
adresse    WWW.SIEMENS.COM/HAUPTVERSAMMLUNG.

Live-Übertragung der Hauptversammlung

Auf Anordnung des Versammlungsleiters wird die gesamte Hauptversammlung 
am 28. Januar 2014 für Aktionäre der Siemens Aktiengesellschaft ab 10.00 Uhr 
live über das Internet übertragen (    WWW.SIEMENS.COM/HV-SERVICE). Den Online-
Zugang erhalten Aktionäre durch Eingabe ihrer Aktionärsnummer und der 
zugehörigen individuellen Zugangsnummer, die Sie den Ihnen übersandten 
Unterlagen entnehmen können. Aktionäre, die sich mit einem selbst vergebenen 
Zugangspasswort für den elektronischen Versand registriert haben, verwenden 
anstelle der individuellen Zugangsnummer das von ihnen im Rahmen der 
Registrierung vergebene Zugangspasswort. 

Die Reden des Aufsichtsrats- und des Vorstandsvorsitzenden können auch von 
sonstigen Interessierten live über das Internet verfolgt werden und stehen 
nach der Hauptversammlung unter    WWW.SIEMENS.COM/HAUPTVERSAMMLUNG 
als Aufzeichnung zur Verfügung. Eine Aufzeichnung der gesamten Live-Über-
tragung erfolgt nicht. 

Die Live-Übertragung der Hauptversammlung ermöglicht keine Teilnahme an 
der Hauptversammlung im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 Aktiengesetz.

Internetseite, über die die Informationen gemäß  
§ 124a Aktiengesetz zugänglich sind
Die Einberufung der Hauptversammlung mit den gesetzlich geforderten Anga-
ben und Erläuterungen ist auch über unsere Internetseite   WWW.SIEMENS.COM/

HAUPTVERSAMMLUNG zugänglich, auf der sich zudem die Informationen gemäß 
§ 124a Aktiengesetz finden. 

Nach der Hauptversammlung werden die Abstimmungsergebnisse unter der 
gleichen Internetadresse bekannt gegeben.

Die Einberufung der Hauptversammlung wurde solchen Medien zur Veröffent-
lichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die 
Information in der gesamten Europäischen Union verbreiten.

Mit freundlichen Grüßen

Siemens Aktiengesellschaft 
Der Vorstand

Siemens Aktiengesellschaft  
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Gerhard Cromme

Vorstand: Joe Kaeser, Vorsitzender ⋅ Mitglieder: Roland Busch,  
Klaus Helmrich, Hermann Requardt, Siegfried Russwurm, 
Peter Y. Solmssen, Michael Süß, Ralf P. Thomas 

Sitz der Gesellschaft: Berlin und München, Deutschland 
Registergericht: Berlin Charlottenburg, HRB 12300, München, 
HRB 6684; WEEE-Reg.-Nr. DE 23691322
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